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Die Deutsche Forschungsgemeinschaft begrüßt, dass sich die Bundesregierung im Koalitions-

vertrag auf eine Novellierung des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes (WissFG) und insbesondere 

des Besserstellungsverbots verständigt hat. Der jetzt vorgelegte Entwurf stellt einen ersten 

Schritt dar, dem weitere folgen müssen. 

Das WissFG ist aus Sicht der DFG eine Erfolgsgeschichte und hat in den vergangenen Jahren 

einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet, die Rahmenbedingungen für die außeruniversitären 

Wissenschaftseinrichtungen in Deutschland zu verbessern und ihre Handlungs- und 

Leistungsfähigkeit auch im internationalen Wettbewerb zu stärken. 

Gleichwohl ist es – 13 Jahre nach Inkrafttreten – an der Zeit, auch inhaltliche Weiterentwick-

lungen in den Blick zu nehmen. 

Gerade im Hinblick auf das Besserstellungsverbot gibt es nach Ansicht der DFG noch 

Chancen zur Vereinfachung, Entbürokratisierung und Stärkung der Wissenschaftseinrich-

tungen. 

So sollte etwa die Beschränkung des Anwendungsbereichs des § 4 WissFG auf Gehälter oder 

Gehaltsbestandteile überdacht werden. Eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs würde 

die nach der jetzigen Regelung erforderlichen Prüfungen und Abgrenzungen bei der Anwen-

dung des verbleibenden Besserstellungsverbotes erheblich vereinfachen und Zuwendungs-

gebern wie Wissenschaftseinrichtungen weitgehende Rechtssicherheit bei der Verwendung 

nicht-öffentlicher Mittel gewähren. 

Auch auf die Begrenzung des Anwendungsbereichs auf Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler bzw. so genannte „sonstige im wissenschaftsrelevanten Bereich 

Beschäftigte“ sollte aus Sicht der DFG verzichtet werden. Gerade für Forschungsförder-

organisationen ist die Anwendung der bisherigen Regelung mit erheblichen Auslegungs-

schwierigkeiten und Rechtsunsicherheiten verbunden. Vor allem aber wird dadurch die 

Bedeutung des Beitrags der Beschäftigten, die nicht zu diesem Personenkreis gehören, für 

die Leistungsfähigkeit der Gesamtorganisation nicht ausreichend berücksichtigt. Sowohl im 

Kerngeschäft der Antragsbearbeitung als auch in Querschnittsbereichen (wie z.B. der digitalen 

und nachhaltigen Transformation, Künstlicher Intelligenz, Cybersecurity, (Tax-)Compliance, 

Personalentwicklung u.v.m.) ist die DFG auf Beschäftigte angewiesen, die die Tatbestands-

merkmale des § 4 WissFG nicht erfüllen. 

Die DFG ist sich der grundsätzlichen Bedeutung des Besserstellungsverbots im deutschen 

Zuwendungsrecht bewusst. Wir sind überzeugt, dass auch bei Umsetzung der hier angeregten 

Änderungen die grundsätzliche Zielsetzung des Besserstellungsverbots (Schutz der 

öffentlichen Haushalte, Wahrung des Subsidiaritätsprinzips) gewahrt wird. Dazu sei darauf 

hingewiesen, dass die in der DFG für eine entsprechende Nutzung in Betracht kommenden 
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nicht-öffentlichen Mittel unter 0,02 % des Gesamtbudgets ausmachen. Zum anderen würde 

sich die Mittelverwendung auch bei den hier vorgeschlagenen Regelungen nicht in einem 

rechtsfreien Raum bewegen, denn die Organisationen sind alle an die Vorgaben des 

Gemeinnützigkeitsrechts gebunden. 

Abschließend könnte aus Sicht der DFG eine weitere Vereinfachung durch Streichung des § 3 

Abs. 3 WissFG (Informations- und Steuerungsinstrumente) erreicht werden. Auch ohne die 

Nutzung dieser Vorschrift sind in den vergangenen Jahren umfangreiche, standardisierte 

Informations- und Steuerungsmöglichkeiten für Bund und Länder wie etwa das Monitoring und 

die Zielvereinbarungen im Rahmen des Paktes für Forschung und Innovation (PFI) entwickelt 

worden. Alle Organisationen haben daneben geeignete Steuerungsinstrumente und weitere 

Berichtssysteme entwickelt, so dass der Bedarf für die Regelung (nicht mehr) besteht. 

* * * 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) dient der Wissenschaft in allen ihren Zweigen 

durch die finanzielle Unterstützung von Forschungsaufgaben. Sie ist die Selbstverwaltungs-

organisation der Wissenschaft in Deutschland. Ihre Mitglieder sind forschungsintensive 

Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, wissenschaftliche Verbände sowie 

die Akademien der Wissenschaften. 
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